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IN KÜRZE

Andreas Kalbitz gibt
AfD-Fraktions-Vorsitz auf
(dpa) · Andreas Kalbitz, dessen Mitglied-
schaft in der AfD wegen mutmasslich
verschwiegener rechtsextremer Kon-
takte annulliert wurde, ist nicht länger
Fraktionsvorsitzender der AfD im Bran-
denburger Landtag. Kalbitz erklärte sei-
nen Verzicht am Dienstagnachmittag
gegenüber mehreren deutschen Medien.
Bis dahin war Kalbitz im Landtag durch
den parlamentarischen Geschäftsführer
Dennis Hohloch ersetzt worden. Für
Aufsehen sorgten zu Wochenbeginn
Berichte aus der Partei über einen mög-
lichen Faustschlag von Kalbitz gegen
ebendiesen Hohloch. Dieser wurde dar-
aufhin mit einem Milzriss ins Kranken-
haus eingeliefert. Die Staatsanwalt-
schaft Potsdam ermittelt daher wegen

Strache darf bei Wahl
in Wien vermutlich antreten
(dpa) · Der österreichische Rechtspopulist
Heinz-Christian Strache ist einem politi-
schen Comeback bei der Landtagswahl in
Wien einen Schritt näher gekommen.Die
Bezirkswahlbehörde lehnte einenAntrag
ab, der die Streichung des Ex-Vizekanz-
lers und früheren FPÖ-Chefs aus dem
Wählerverzeichnis gefordert hatte. Hin-
tergrund war der Vorwurf, dass Strache
seinen Lebensmittelpunkt nicht wie zur
Kandidatur nötig in der Hauptstadt, son-
dern in einer Vorortvilla in Klosterneu-
burg habe. Die linke Splitterpartei Wan-
del kündigte Beschwerde gegen die Ent-
scheidung an. Die Sache liegt dann beim
Verwaltungsgericht Wien. Offen ist zu-
dem ein weiteres Prüfverfahren bei einer
Verwaltungsabteilung der Stadt. Strache
muss auch dort Beweise vorlegen,dass er
rund um den 14. Juli in Wien lebte.

Attacken gegen Trump am
Parteitag der Demokraten
(dpa) · Die ehemalige First Lady Michelle
Obama hat die Amerikaner in einem lei-
denschaftlichen Appell aufgerufen, Prä-
sident Donald Trump im November aus
dem Amt zu wählen. «Donald Trump ist
der falsche Präsident für unser Land»,
sagte die Ehefrau von Ex-Präsident
Barack Obama zum Auftakt des Par-
teitags der Demokraten, der den einsti-
gen Vizepräsidenten Joe Biden offiziell
als Kandidaten nominieren soll. «Wenn
wir irgendeine Hoffnung haben, dieses
Chaos zu beenden, dann müssen wir
für Joe Biden stimmen, als ob unsere
Leben davon abhingen», betonte sie in
ihrer Rede. Der Parteitag findet wegen
der Corona-Krise virtuell statt, in einer
Mischung aus Live-Auftritten und auf-
gezeichneten Videobeiträgen. Mit dem
zweistündigen Programm am Montag
versuchten die Demokraten, eine Brücke

AUFGEFALLEN

In Seattle frisst
die Revolution ihre Mütter
PeterWinkler,Washington · Carmen Best war für viele schwarze
Einwohner der Stadt Seattle im regnerischen Nordwesten der
USA das Beste, was ihnen passieren konnte, als sie 2018 an die
Spitze des Polizeikorps trat. Als erste Afroamerikanerin und
als erste Frau schien sie die ideale Besetzung, um das verbrei-
tete Misstrauen zwischen den Ordnungshütern und der dun-
kelhäutigen Bevölkerung abzubauen.

Doch vor wenigen Tagen warf Best das Handtuch. Was
war passiert? Die Tötung eines Schwarzen? Ein Skandal im
Polizeikorps? Nein, nichts dergleichen. Aber der Stadtrat, das
Parlament, kürzte das Budget für das Polizeikorps. Zwar be-
trug der Rückgang nur 3 von über 400 Millionen Dollar, also
bescheiden im Vergleich zu den Forderungen der Aktivisten
und Demonstranten, die Seattle seit Monaten in Atem hal-
ten. Diese wollten das Budget glatt halbieren. Das ging sogar
dem «fortschrittlichen» Stadtrat mit seinen acht Demokraten
und einer Angehörigen der Sozialistischen Alternative zu weit.

Dennoch hat die Kürzung zur Folge, dass gegen 100 Stel-
len abgebaut werden müssen. Gehen müssen vor allem die
jüngsten Beamten, die von Carmen Best ausgewählt worden
waren, um dem Seattle Police Department ein neues, vielfälti-
geres Gesicht zu geben, das die Zusammensetzung der Bevöl-
kerung besser spiegeln sollte. Als kleinen, aber fiesen Schlen-
ker kürzte der Stadtrat gleich auch noch die Saläre der Poli-
zeichefin Best und anderer Offiziere.

Ums Geld sei es ihr gar nicht gegangen, erklärte Best spä-
ter. Getroffen habe sie der Mangel an Respekt, den der Stadt-
rat gegenüber ihren Beamten an den Tag lege. Glaubt man den
lokalen Medien, sind viele Schwarze entsetzt über diese Ent-
wicklung. Dies trifft vor allem auf ältere Frauen zu, die sich an
ganz andere Zeiten erinnern, eine Reduktion der Polizeiprä-
senz fürchten und sich von der Berufung Carmen Bests wich-
tige Impulse für eine Polizeireform erhofft hatten. Aber die
sechs Frauen und drei Männer des Stadtrats wollen nicht refor-
mieren, sie wollen die Revolution. Und diese frisst bekannt-
lich ihre Kinder – oder in diesem Fall wohl zuerst ihre Mütter.

Schüler zwingen Johnson in die Knie
Die britische Regierung macht eine Kehrtwende beim umstrittenen Benotungsalgorithmus

NIKLAUS NUSPLIGER

Wie sollen die Leistungen von Maturan-
den bewertet werden, wenn wegen der
Corona-Krise die Abschlussprüfungen
ausfallen? Solche Fragen hat die Pan-
demie in den letzten Monaten vielerorts
aufgeworfen.In Grossbritannien aber hat
das gewählte Verfahren zur Bestimmung
der A-Level-Abschlussnoten wütende
Proteste von Maturanden ausgelöst, die
die Regierung von Boris Johnson zu
einer ebenso spektakulären wie pein-
lichen Kehrtwende gezwungen haben.
Die oppositionelle Labour-Partei warf
der Regierung Inkompetenz vor, und die
Presse nahm am Dienstag insbesondere
den Erziehungsminister Gavin William-
son insVisier.Die regierungstreue Boule-
vardzeitung «Daily Mail» zeichnete John-
son und Williamson auf der Titelseite in
der Gestalt der tollpatschigen Komiker
Laurel und Hardy,und die ebenfalls kon-
servative «Sun» gab der Regierung die
Note «F für Farce». Obwohl Johnson an
seinem loyalen Erziehungsminister fest-
halten will, ist ungewiss, wie lange sich
dieser noch im Amt wird halten können.

Ungleichheiten verstärkt

Williamson hatte im Frühling zur Be-
stimmung der A-Level-Noten ein Ver-
fahren ausgewählt, das an einen billi-
gen Science-Fiction-Film über die Herr-
schaft von Computern und Robotern
erinnert. Da die Vorschlagsnoten der
Lehrpersonen in der Regel höher ausfal-
len als die Prüfungsresultate der Schü-
ler, sollte ein Algorithmus dafür sorgen,

dass der Notendurchschnitt der Matu-
randen auf ein Durchschnittsniveau der
vergangenen Jahre gedrückt wird. Damit
wollte Williamson verhindern, dass die
A-Levels-Absolventen aus dem Corona-
Jahr 2020 im Vergleich zu anderen Jahr-
gängen bevorzugt werden.

Der Algorithmus stützte sich zu
einem wesentlichen Teil auch auf den
Notendurchschnitt eines Gymnasiums
in früheren Jahren. Bei der Veröffent-
lichung der Maturanoten letzte Woche
hatte dies zur Folge, dass rund 40 Pro-
zent aller Schüler bis um drei Noten-
punkte schlechter wegkamen, als die
Lehrer vorgeschlagen hatten. Für Empö-
rung sorgte, dass diese Schüler keinerlei
Gelegenheit erhielten, ihr individuelles
Können unter Beweis zu stellen. Zudem
bevorzugte der Algorithmus die Gym-
nasiasten aus Elite-Institutionen, wäh-
rend leistungsstarke Schüler aus sozial
benachteiligten Schichten an staatlichen
Gymnasien die Zeche zahlten.

Die Maturanden versammelten sich
zu Demonstrationen, und in den Medien
kamen Schüler aus öffentlichen Schulen
zuWort,die ihrenTraum vom Studium an
einer Spitzenuniversität durch den anony-
men Algorithmus der Bildungsbürokra-
ten zerstört sahen. Dennoch schloss Wil-
liamson noch am Samstag Änderungen
und Kehrtwenden aus und verwies auf
Rekursmöglichkeiten. Doch da auch der
Druck von Hinterbänklern der Konser-
vativen Partei markant zunahm, blies die
Regierung am Montagnachmittag klein-
laut zum Rückzug. Nun sollen doch die
Empfehlungen der Lehrer für die Bestim-
mung der Maturanoten ausschlaggebend

sein,wobei Schüler,die vomAlgorithmus
profitierten,auch die künstlich nach oben
korrigierte Note verwenden dürfen.

Politisches Gespür fehlt

Damit tritt ein, was die Regierung ver-
hindern wollte: Der Notendurchschnitt
des Maturandenjahrgangs 2020 wird
erst recht aufgebläht, was nicht nur Un-
gerechtigkeiten im Vergleich zu ande-
ren Jahrgängen schafft, sondern auch die
Universitäten vor akute Herausforde-
rungen stellt. Da nun mehr Maturanden
als erwartet die Kriterien für das Stu-
dium an ihrer bevorzugten Universität
erfüllen, müssen die beliebtesten Hoch-
schulen entweder Möglichkeiten finden,
Studenten abzuweisen, oder zusätzliche
Studienplätze schaffen, wobei dies in
Zeiten von Social Distancing nicht ein-
fach ist. Etwas entschärft hat sich die
Lage aber insofern, als die Pandemie zu
einem Rückgang ausländischer Studen-
ten an britischen Universitäten führt.

Unverständlich ist, dass die Regie-
rung und die Bildungsbehörden die Pro-
bleme nicht antizipiert hatten. In Schott-
land hatten Proteste von Maturanden die
Regionalregierung in die Knie gezwun-
gen, was in London hätte Alarm aus-
lösen müssen. Doch nach spektakulären
Kehrtwenden rund um kostenlose Mahl-
zeiten für Schulkinder oder Gebühren
für ausländisches Gesundheitspersonal
verfestigt sich das Bild einer britischen
Regierung, die bei heiklen Entscheiden
politisches Gespür vermissen lässt und
ihren Kurs nach einer Welle der Empö-
rung dann doch korrigiert.

für eine breite Koalition gegen Trump
über die Grenzen der eigenen Partei
hinaus zu schlagen. Mehrere bekannte
Republikaner wie der ehemalige Gou-
verneur von Ohio, John Kasich, sprachen
sich in Videos für Biden aus. Auch seine
ehemaligen Rivalen aus der eigenen Par-
tei wie der linke Senator Bernie Sanders
stärkten Biden den Rücken.
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Heikle russische Kontakte
mit Trumps Team bestätigt

(dpa) · Eine Untersuchung des amerikani-
schen Senats hat bestätigt, dass es im Vor-
feld der Präsidentenwahl 2016 zahlrei-
che Kontakte russischer Geheimdienst-
mitarbeiter mit dem Team von Donald
Trump gegeben hat. Zugleich betonte
der republikanische Vorsitzende des Ge-
heimdienstkomitees, Marco Rubio, man
habe «absolut keine Beweise» für eine
Zusammenarbeit der beiden Seiten ge-
funden. In dem am Dienstag veröffent-
lichten Bericht heisst es allerdings auch,
nach der Wahl habe sich Russland zu-

nutze gemacht, dass Mitglieder des Über-
gangsteams relativ unerfahren in Regie-
rungsfragen gewesen seien. Das Über-
gangsteam sei «offen für Einflussnahme
und Manipulation durch ausländische
Geheimdienste, Regierungsbeamte und
Geschäftsleute» gewesen. Trumps frühe-
rer Wahlkampfmanager, Paul Manafort,
habe enge Kontakte zu einem russischen
Geheimdienstagenten gehabt. «Mana-
forts Zugang auf hoher Ebene und die
Bereitschaft, Informationen mit Per-
sonen mit engen Verbindungen zu rus-
sischen Geheimdiensten zu teilen, (...)
stellten aus Sicht der Spionageabwehr
eine gravierende Bedrohung dar.»

Malis Präsident
laut Offizier festgenommen
(dpa) · Nach einer Meuterei in Mali sind
laut einem Offizier der Präsident des
Landes und der Regierungschef fest-
genommen worden. Der Staatschef Ibra-
him Boubacar Keïta und Premierminis-
ter Boubou Cissé seien festgenommen
worden und in der Garnisonsstadt Kati

Verdachts der fahrlässigen Körperver-
letzung. Kalbitz soll Hohloch aus Ver-
sehen verletzt haben.

angekommen, sagte am Dienstag Sidi
Gakou, ein der Meuterei nahestehender
Offizier. Dies konnte zunächst nicht un-
abhängig bestätigt werden. Zuvor war
es zu einer Meuterei in Kati gekommen.
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Warum Merkel in Weissrussland vorsichtig agiert
Berlin muss für Freiheit und Demokratie in Minsk einstehen, ohne Moskau dabei allzu fest auf die Füsse zu treten

CHRISTOPH PRANTNER, BERLIN

Es gibt ein Telefonat und zwei Lesarten
des jüngsten Ferngesprächs zwischen
Angela Merkel und Wladimir Putin.
Die deutsche Bundeskanzlerin habe
dem russischen Präsidenten mitgeteilt,
dass es in Weissrussland ein Ende der
Gewalt und einen «nationalen Dialog
mit Opposition und Gesellschaft geben
müsse», teilte ihr Regierungssprecher
am Dienstag in Berlin mit. Der Kreml
dagegen warnte nach demselben Ge-
spräch vor ausländischen Interventio-
nen imNachbarland.AlleVersuche, sich
«von aussen in innereAngelegenheiten»
Weissrusslands einzumischen und da-
durch die Krise weiter anzufachen, seien
für die russische Seite inakzeptabel.

Von der Ost- zur Frostpolitik

Es ist die erste, öffentlich deutlich wahr-
nehmbare Aktivität Merkels im Zusam-
menhang mit den seit mehr als einer
Woche andauernden Demonstrationen
inWeissrussland.In den vergangenenTa-
genwardieKanzlerinwegen ihres «skan-
dalösen Schweigens» scharf kritisiert
worden. Auch Aussenminister Heiko
Maas hatte zunächst eher verhalten pro-
testiert. Mehr politischen Nachdruck
erhielten die ersten deutschen Wort-
meldungenerst,als dieEU-Aussenminis-
ter am vergangenen Freitag einstimmig

Sanktionen gegen Personen in Weiss-
russland beschlossen, die unter anderem
für die Fälschungen bei den Präsidenten-
wahlen verantwortlich sein sollen.

Die Zurückhaltung Merkels kommt
nicht von ungefähr. Denn in den bald
15 Jahren ihrer Kanzlerschaft ist aus der
deutschen Ost- zunehmend eine Frost-
politik geworden. Die Bundeskanzlerin
ist politisch auf einem äusserst schmalen
Grat unterwegs. Noch 2006 wurden im
Kanzleramt und im Auswärtigen Amt
Papiere gewälzt, in denen inAnlehnung
an Willy Brandt und Egon Bahr von
einer «neuen Ostpolitik» die Rede war.
In der deutschen EU-Präsidentschaft im
Jahr 2007 wollten Merkel und ihr da-
maliger Aussenminister Frank-Walter
Steinmeier unter anderem den Kauka-
sus näher an die Union anbinden.

Das gelang nur teilweise. Im Kau-
kasuskrieg im August 2008 marschier-
ten russische Truppen in Georgien ein
und stärkten dort die «unabhängige»
Separatistenregion Südossetien. Auch
als Reaktion darauf gründete die EU
im Mai 2009 in Prag die Östliche Part-
nerschaft mit Ländern östlich der Union
(Armenien, Aserbaidschan, Weissruss-
land, Georgien, Moldau und Ukraine).
Assoziationsabkommen wurden verhan-
delt. Im Fall der Ukraine führte dieWei-
gerung des damaligen Präsidenten Vik-
tor Janukowitsch, einen solchen Ver-
trag zu unterzeichnen, zur proeuropäi-

schen Revolution. Nach der blutigen
Auseinandersetzung auf dem Maidan
in Kiew folgten 2014 die Annexion der
Krim und der Konflikt im Donbass, den
Moskau inzwischen je nach Bedarf auf-
heizen oder wieder erkalten lässt. Und
nun, wieder in einem Jahr mit deut-
scher EU-Präsidentschaft, ist die Lage
inWeissrussland eskaliert.Russland will
das Land ebenfalls nicht aus seiner Ein-
flusssphäre entlassen.

Ökonomische Interessen

Merkel hatte am Montag im CDU-Vor-
stand von der Notwendigkeit einer «klu-
gen» Vorgehensweise in Weissrussland
gesprochen. Das mag ein Handeln im
Fahrwasser der EU sein. Vor allem aber
hat sie dabei die strategischen und öko-
nomischen Interessen Deutschlands im
Blick:Berlinmuss fürFreiheit undDemo-
kratie in Minsk auftreten, ohne Moskau
dabei allzu fest auf die Füsse zu treten.
Denn Deutschland ist beispielsweise
Partner Russlands bei der Pipeline Nord
Stream 2. Deutschland leidet zudem am
meisten unter den ab 2014Moskau aufer-
legtenWirtschaftssanktionen. Laut einer
Studie der Lingnan-Universität Hong-
kong und des Instituts fürWeltwirtschaft
Kiel geht durch die Russlandsanktionen
und russische Gegensanktionen Handel
im Umfang von vier Milliarden Dollar
pro Monat verloren. Deutschland trägt

mit 667 Millionen Dollar pro Monat den
grössten Anteil an dieser Summe.

Dies, ohne im Gegenzug damit nach-
haltige Effekte zu erzeugen, die auf eine
politischeVerhaltensänderungRusslands
hindeuten würden. Im Nachfolgeprozess
des 2015 geschlossenenAbkommens,das
derUkraineFriedenbringen sollte,gibt es
seit fünf Jahren keine substanziellen poli-
tischen Fortschritte. Russen und Ukrai-
ner misstrauen einander. Frankreich und
Deutschland treten mit ihren Vermitt-
lungsbemühungen auf der Stelle.

Würde sich das Ukraine-Szenario
auch in Weissrussland materialisieren,
fürchten Beobachter in Berlin, geriete
Deutschland weiter unter Zugzwang, in
seiner Doppelstrategie von der Koope-
ration noch mehr in Richtung Konfron-
tation abzurücken.Damitwürden zuneh-
mend auch die Perspektiven der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit zwischen
Russland und der EU infrage gestellt,
schreibt die Stiftung Wissenschaft und
Politik inBerlin:«Selbst inBereichenwie
derEnergiewirtschaft,wokomplexeAb-
hängigkeiten zwischenbeidenSeitenbe-
stehen, bringt die Politisierung derWirt-
schaftsbeziehungen kaum abschätzbare
ökonomische Risiken mit sich.»

Merkel, die sich in der Ukrainepoli-
tik bisher sehr standhaft gezeigt hat,
kennt diese Risiken und stellt ihre Ton-
lage in Sachen Weissrussland entspre-
chend darauf ein.

Die Wahrheit im Hariri-Mord ist zu explosiv
Die Verurteilung eines Hizbullah-Mitglieds durch ein Uno-Tribunal führt Libanon nicht aus der iranischen Sackgasse

CHRISTIANWEISFLOG

Bereits vor 15 Jahren wurde die libane-
sische Hauptstadt von einer mächtigen
Explosion heimgesucht. Ihre materielle
Zerstörungskraft ist nicht vergleich-
bar mit jener im Hafen von Beirut am
4.August.Dochdas politischeErdbeben,
das der tödliche Anschlag auf Minister-
präsident Rafik Hariri am 14. Februar
2005 auslöste, ist mitverantwortlich für
die heutige Tragödie des Landes. Liba-
non befand sich bereits seit dem von
1975 bis 1990 dauernden Bürgerkrieg
unter syrischer Besatzung. Präsident
Emile Lahoud galt als treuer Empfän-
ger der Befehle aus Damaskus.Aus Pro-
test gegen eineVerfassungsänderung,die
Lahoud eine weitere Amtszeit erlaubte,
trat Hariri im Oktober 2004 zurück. Er
setzte sich damit über eindeutige War-
nungendes syrischenPräsidentenBashar
al-Asad hinweg. Dieser soll Hariri bei
einemTreffen imAugust gedroht haben,
«Libanon über seinem Kopf zu zerbre-
chen», sollte er eine weitereAmtszeit für
Lahoud nicht akzeptieren.

Hariri trifft Nasrallah

Hariri fühlte sich offenbar stark genug,
Damaskus die Stirn zu bieten. Der mit
Bauaufträgen in Saudiarabien schwer-
reich gewordene Sunnitenführer hatte
selbst viel zu Beiruts Wiederaufbau
nach dem Bürgerkrieg beigetragen.
Doch seine politischen Gegner wollten
ihn offensichtlich loswerden: «Sie töte-
ten Hariri, weil sie wussten, dass er bei
den Parlamentswahlen 2005 einen anti-
syrischenWahlkampf führenwürde.Und
dass er und seine Verbündeten vermut-
lich dieMehrheit gewonnenhätten»,sagt
Michael Young vom Carnegie Center in
Beirut, der den Fall seit Jahren verfolgt.

Aber nicht nur die syrische Besat-
zung, auch die schwerbewaffnete pro-
iranische Hizbullah-Miliz war Hariri ein
Dorn im Auge. Wie die BBC-Journalis-
tin Kim Ghattas in ihrem vielgepriese-
nen Buch «Black Wave» schreibt, half
Hariri heimlich mit, die Uno-Resolu-
tion 1559 auf den Weg zu bringen. Der
am 2. September 2004 vom Sicherheits-
rat verabschiedete Text fordert den Ab-
zug aller ausländischen Truppen und die
Entwaffnung aller Milizen in Libanon.

In den Wochen vor seiner Ermordung
suchte Hariri den Dialog mit Hizbullah-
ChefHassanNasrallah.Sie trafen sich zu
nächtlichen, aber wohl fruchtlosen Dis-
kussionen. Zuletzt am 11. Februar 2005.
Drei Tage vor dem Attentat. «Ein Liba-
non, wie es sich Hariri vorstellte, war ein
Libanon, in dem Nasrallah nicht leben
wollte,undumgekehrt»,schreibtGhattas.

Am 14. Februar 2005 fuhr Hariri mit
einer Eskorte von sechs Fahrzeugen kurz
vor ein Uhr nachmittags vom Parlament
zu seiner Residenz zurück.Als sie an der
Küstenstrasse das Hotel St-Georges pas-
sierten,zündete ein Selbstmordattentäter
zwei Tonnen Sprengstoff in einem Klein-
lastwagen.Hariri und21weiterePersonen
starben, 226 wurden verletzt.Das libane-
sische Volk verdächtigte sofort Syrien.
Hunderttausende gingen auf die Strasse.
Im Zuge der sogenannten Zedernrevo-

lution musste Damaskus seine Trup-
pen aus Libanon abziehen. Das hinter-
lassene Machtvakuum wurde allerdings
vor allem vom Hizbullah gefüllt. «Liba-
non wird heute weitgehend vom Hizbul-
lahundvon Irankontrolliert»,sagtYoung.

Die Uno setzte eine Untersuchungs-
kommission ein, angeführt vom deut-
schen Staatsanwalt Detlev Mehlis. Zwei
Jahre späterwurde einUno-Sondertribu-
nal für Libanon in Den Haag gegrün-
det und mit der Aufarbeitung des Mor-
des beauftragt. In seinem ersten Bericht
im Oktober 2005 richtete sich auch der
Hauptverdacht vonMehlis gegen Syrien.
Bereits imDezember 2005 tratMehlis je-
dochzurück.«DieUnoteilte ihmmit,dass
sie seine Sicherheit nicht mehr garantie-
ren könne»,erklärtYoung.Mehlis’Nach-
folger habe dieErmittlungen nicht ernst-
haft vorangetrieben. Unter anderem be-

stand damals die Sorge, dass ein Urteil
gegendenHizbullah oder Syrien inLiba-
non ähnlichwie im Irak zu einembewaff-
neten Konflikt zwischen Schiiten und
Sunniten führen könnte.

Erst 2011 wurde in Den Haag An-
klage gegen mehrere Mitglieder des
Hizbullah erhoben. Mustafa Badred-
dine galt als «Hirn» des Attentats. Er
wurde jedoch 2016 in Syrien getötet.
Salim Ayash soll das Mordkommando
angeführt haben. Beide sind mit Imad
Mughniyeh verschwägert, einem Mit-
gründer des Hizbullah und für zahlrei-
che blutige Anschläge gegen israelische
und amerikanische Ziele verantwort-
lich. Mughniyeh wurde 2008 durch eine
Operation der CIA und des Mossad ge-
tötet. Die übrigen Angeklagten – Hus-
sein Oneissi, Assad Sabra und Hassan
Merhi – wurden beschuldigt, den jungen

Palästinenser Ahmed Abu Adass rekru-
tiert zu haben, um ein falsches Beken-
nervideo zu produzieren.Adass behaup-
tete darin, im Namen einer fiktiven Ji-
hadistengruppe gehandelt zu haben, und
bezeichnete Hariri als «Agenten der Un-
gläubigen in Mekka und Medina». Ge-
meint war damit das saudische Königs-
haus. Adass aber konnte selbst nicht
Auto fahren. Er verliess sein Haus un-
gefähr einen Monat vor dem Attentat
und wurde ab dann nicht mehr gesehen.

Das Gericht verfehlt das Ziel

Das Gericht in Den Haag hat am Diens-
tag jedoch nur die Schuld von Ayash als
erwiesen beurteilt.DieAnklage habe zu-
dem auch nicht belegen können, dass Ba-
dreddine der zentrale Drahtzieher gewe-
sen sei.Oneissi, Sabra undMerhi wurden
freigesprochen. Die Urteile können an-
gefochten werden. Der Prozess fand in
Abwesenheit allerAngeklagten statt. Sie
halten sich womöglich unter der siche-
ren Obhut des Hizbullah in Südlibanon
auf.Young zweifelt amWert des Urteils:
«Ich finde es absurd, dass ein Komplott
von dieser Grösse auf ein paar Indivi-
duen reduziert wird, die auf der mittle-
ren Ebene handelten, als Vollstrecker
des Verbrechens.» Die Ermittler hätten
Asad nie als Zeugen befragt.

RichterDavidRe schilderte denKon-
flikt zwischen Hariri und Damaskus in
teilweise pikantenDetails.Doch vermied
er es, ein Motiv für das Verbrechen fest-
zulegen. Zudem nahm er auch die Hiz-
bullah-Führung aus der Verantwortung.

ImGrunde habe es gar keine Ermitt-
lungen gegeben, kritisiert Young. Denn
auch die Beweise für das jetzige Urteil
beruhenweitgehendauf derAnalyse von
Telefondaten.Dieses Problembestätigte
auch Richter Re: «Die Anrufe haben
keinen Inhalt.» Es liessen sich lediglich
verschiedene Netzwerke von Handy-
nummern identifizieren,dieHariri über-
wachten.DasZiel desUno-Sondertribu-
nals für Libanon war es,Mord als Mittel
der Politik in Zukunft durch Abschre-
ckung zu verhindern, indem die Verant-
wortlichen hart bestraft werden. Dieses
Ziel hat das Gericht klar verfehlt. Poli-
tische Folgen könnte das Urteil trotz-
dem haben.Es dürfte die Ressentiments
gegen den Hizbullah verschärfen.

Am 14. Februar 2005 kam Rafik Hariri – hier auf einem Plakat in Beirut – bei einemAnschlag ums Leben. MOHAMED AZAKIR / REUTERS
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